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Beschlussvorschlag
1. Während der öffentlichen Auslegung des Entwurfs der 2. Änderung und 
Ergänzung der Entwicklungssatzung Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“ wurden von den 
Bürgern keine Anregungen vorgebracht. 
Die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat 
die Gemeindevertretung geprüft. Das Ergebnis der Prüfung und Abwägung im 
Einzelnen wird als Anlage zum Beschluss genommen.

2. Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S.3634), der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung- BauNVO) vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 3786), 
der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung- PlanzV) vom 18. Dez. 1990 (BGBI. I S. 58), 
der Landesbauordnung M-V (LBauO M- V) vom 15.10.2015 (GVOBI. M- V S. 344) – 
alle einschließlich der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses rechtskräftigen 
Änderungen, beschließt die Gemeindevertretung die 2. Änderung und Ergänzung 
der Entwicklungssatzung Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“, bestehend aus Planzeichnung 
mit Zeichenerklärung und den inhaltlichen Festsetzungen, als Satzung.

3. Die Begründung wird gebilligt.

4. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss der Satzung ortsüblich 
bekannt zu machen; dabei ist auch anzugeben, wo der Plan während der 
Dienststunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

Sachverhalt



Finanzielle Auswirkungen
GESAMTKOSTEN AUFWAND/AUSZAHLUNG 

IM LFD. HH-JAHR
AUFWAND/AUSZAHLUNG 
JÄHRL.

ERTRAG/EINZAHLUNG 
JÄHRL.

00,00 € 00,00 € 00,00 € 00,00 €
FINANZIERUNG DURCH         VERANSCHLAGUNG IM HAUSHALTSPLAN
Eigenmittel 00,00 € Im Ergebnishaushalt Ja / Nein
Kreditaufnahme 00,00 € Im Finanzhaushalt Ja / Nein
Förderung 00,00 €
Erträge 00,00 € Produktsachkonto 00000-00
Beiträge 00,00 €

Keine

Anlage/n
1 Prüf Stellungnahmen opt

2 Eingriffsermittlung_Rüggow

3 Plan Satzung_1 Rüggow

4 neu Deckblatt mit Begründung Stand 30.04.2020
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Ergebnis der Prüfung und Abwägung eingegangener Stellungnahmen zum Entwurf 
 
 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
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Die planungsrechtlichen Hinweise zur Aufstellung der Satzung werden durch die 
Gemeinde beachtet. 
Die Anregung zur Rücknahme der Ergänzungsfläche wird nicht berücksichtigt, 
Begründung: 
Der Eigentümer des Flurstückes Nr. 14/2 der Ursprungssatzung, dessen Bebauung 
die Voraussetzung der erforderlichen Prägung erfüllen soll, hat gegenüber der 
Gemeinde seine Bauabsichten erklärt. Es ist nach wiederholter Zusage davon 
auszugehen, dass die Bebauung in Kürze erfolgen wird.  
Unter Berücksichtigung dieser Umstände wäre es nicht nachvollziehbar, jetzt im 
laufenden Planverfahren auf die Schaffung von Baurecht auf dem Flurstück Nr. 30 zu 
verzichten und in absehbarer Zeit ein neues Planverfahren zu eröffnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Empfehlung, auf die Festsetzung von Baugrenzen für das Flurstück Nr. 39/3 zu 
verzichten, wird berücksichtigt.  
Die Gemeinde teilt die Einschätzung, dass die Prägung der Umgebungsbebauung der 
angrenzenden Baugrundstücke ausreicht, um eine Bebauung einzugliedern.  
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Der Zweckverband Wismar als zuständiges Ver- und Entsorgungsunternehmen ist am 
Planverfahren beteiligt worden und hat die Anschlussmöglichkeit der Neuplanung 
bestätigt. 
 
 
Die Gemeinde sichert und gewährleistet die Kompensation der Baumaßnahme durch 
Inanspruchnahme eines Öko-Kontos. 
 
 
 
Die gegebenen Hinweise und Ergänzungen werden in die Begründung eingestellt.  
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Zu 1.) Dem Hinweis wird teilweise gefolgt, für die Gesamtfläche wird statt artenreichem 
Zierrasen der Biotoptyp RHGU verwendet. In der Folge ergibt sich ein Biotopwert von 3 
und somit nahezu eine Verdopplung des Kompensationsbedarfs. Ein Funktionsverlust 
für die Gesamtfläche ist hingegen nicht gegeben, da die verbleibende Freifläche nach 
wie vor von Freizeit- und Hausgartennutzung geprägt ist (daher die in der 
Ursprungsfassung begründete Verwendung des artenreichen Zierrasens!) und sich 
insofern auch nach Planrealisierung nicht wesentlich in der Artenzusammensetzung 
und Nutzung (nach Planrealisierung Hausgarten) ändern wird; für die Eingriffsregelung 
(d.h. die Erheblichkeit der Beeinträchtigungen) maßgeblich ist der Gehölzverlust auf 
der Fläche. 

Zu 2.) Eine Reservierungsbestätigung wird zeitnah beantragt. 

Zu 3.) Diese Vorgehensweise ist in Anwendung der Regelungen des BauGB 
obligatorisch. 

 
 
Entsprechend gesetzlich geschützte Bäume im Plangebiet sind mit einer Erhaltungsfestsetzung 
gekennzeichnet. Da deren Schutz gem. § 18 NatSchAG M-V gesetzlich geregelt ist, bedarf es 
keiner weiteren Kennzeichnung in der Planzeichnung. Die Kennzeichnung der Bäume erfolgt 
maßstabsbedingt lediglich symbolisch, die tatsächlichen Maße der Kronentraufen können 
hiervon deutlich abweichen und sind in der Regel in der Realität kleiner als auf dem 
generalisierten Plan. Die Baugrenze umreißt darin den Bereich, innerhalb dessen die Errichtung 
der vorgesehenen Bebauung erfolgen muss. Anders als bei einer Baulinie, wird die Lage und 
Ausrichtung des später realisierten Baukörpers keinesfalls durch die Baugrenze vorgegeben. Bei 
der Errichtung eines Gebäudes innerhalb der Baugrenzen ist insofern bereits auf Grundlage von 
§ 18 NatSchAG eine Beeinträchtigung des Baumbestandes durch Einhaltung eines 
entsprechenden Abstandes von mind. 1,5 m ab dem Rand der Kronentraufe vermeidbar. Diese 
Regelung stellt jedoch auf das Baugenehmigungsverfahren ab und ist im Zuge dessen zu 
berücksichtigen.   

Hinweis: Unter Berücksichtigung planungsrechtlicher Anregungen wird auf die 
Festsetzung der Baugrenze auf dem Flurstück Nr. 39/3 mit geschütztem Baumbestand 
verzichtet. Der Schutz der Bäume ist gemäß § 18 NatSchG gewährleistet. 
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keine Betroffenheit 
 
 
 
 
 
keine Betroffenheit 
 
 
 
keine Betroffenheit 
 
 
 
 
 
keine Betroffenheit 
 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt, die Bauzeitenregelung wird in die Unterlage zur 
Umweltrelevanz und die Satzung übernommen. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Plan wird die Grenze der Trinkwasserschutzzone III als „künftig fortfallend“ 
gekennzeichnet. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird beachtet. 
Der mit der Abwasserbeseitigung beauftragte Zweckverband Wismar ist am Plan- 
verfahren beteiligt worden und hat seine Zustimmung erteilt. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund des anstehenden Baugrundes ist eine Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers nicht möglich. Wie in der Begründung dargelegt, wird das auf  
den Grundstücken und Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser erfasst und 
abgeleitet. 
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Auf den Verzicht der Verwendung unbeschichteter Metalldachflächen zum Schutz des 
Grundwassers wird in der Begründung hingewiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zum Gewässerschutz werden in die Begründung aufgenommen und sind 
durch die Bauherrn zu beachten. 



2.Änderung und Ergänzung der Entwicklungssatzung  Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“ der Gemeinde Hornstorf 
 Stellungnahme von     Prüfung und Abwägung 

Seite 11 

01
 

La
nd

kr
ei

s 
N

or
dw

es
tm

ec
kl

en
bu

rg
 

 

 



2.Änderung und Ergänzung der Entwicklungssatzung  Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“ der Gemeinde Hornstorf 
 Stellungnahme von     Prüfung und Abwägung 

Seite 12 

01
 

La
nd

kr
ei

s 
N

or
dw

es
tm

ec
kl

en
bu

rg
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
keine entgegenstehende Belange  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
keine entgegenstehende Belange 
 
 
 
keine Bedenken, es sind keine Bau- und Bodendenkmale in diesem Bereich betroffen. 
 
 
Der Hinweis ist als Textlicher Hinweis auf dem Plan vermerkt.  
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keine Einwände 
 
 
 
keine Einwände 
 
 
 
keine Bedenken 
 
 
 
 
keine Bedenken 
Die Abfallentsorgung kann auch für die hinzukommenden Baugrundstücke gewähr- 
leistet werden. 
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keine Bedenken 
 
Die Hinweise zur Gasversorgung werden beachtet. 
Die Gasnetzerweiterung wird bereits im Zuge der Erschließungsmaßnahmen im Ortsteil 
Rüggow realisiert. 
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keine Bedenken 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die allgemeinen Hinweise werden beachtet und in die Begründung aufgenommen. 
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keine Bedenken 
 
Die Hinweise zur Trinkwasserversorgung und Schmutzwasserentsorgung werden 
beachtet und in die Begründung aufgenommen.  
 
Der Ausbau der Dorfstraße erfolgt unter Einbeziehung des Flurstückanteils aus dem  
Flurstück Nr. 39/3, der von öffentlichen Leitungen gequert wird. 
Somit befinden sich die Leitungen künftig im öffentlichen Bereich des Straßenflurstücks. 



2.Änderung und Ergänzung der Entwicklungssatzung  Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“ der Gemeinde Hornstorf 
 Stellungnahme von     Prüfung und Abwägung 

Seite 19 

04
 

Zw
ec

kv
er

ba
nd

 W
is

m
ar

 

 

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird beachtet. 
Aufgrund des anstehenden Baugrundes ist eine Versickerung des anfallenden 
Niederschlagswassers nicht möglich. Wie in der Begründung dargelegt, wird das auf  
den Grundstücken und Verkehrsflächen anfallende Niederschlagswasser erfasst und 
abgeleitet. 
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Zum Zeitpunkt der Abwägung war keine Stellungnahme vorliegend. 
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Zum Zeitpunkt der Abwägung war keine Stellungnahme vorliegend. 
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Bürgerbeteiligung - Öffentliche Auslegung vom 09.12.2019 – 15.01.2020 
 

Während der öffentlichen Auslegung wurden von Bürgern keine Hinweise oder Anregungen geäußert. 
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2. ÄNDERUNG/ ERGÄNZUNG DER ENTWICKLUNGSSATZUNG NR. 1 

„OT RÜGGOW“ 

UMWELTRELEVANZ UND EINGRIFFS-AUSGLEICHS-BILANZ 

 

 

 

STADT LAND FLUSS mbB Hellweg & Höpfner 

Dorfstraße 6 

18211 Rabenhorst 

 

 

Stand: 17.04.2020 
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1. Anlass und Aufgabe 
Die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur städtebaulichen Entwicklung des Ortsteiles Rüggow 
wurden im Jahr 2003 mit Aufstellung einer Entwicklungssatzung geschaffen. Im Flächennutzungs-
plan ist der im Zusammenhang bebaute Siedlungsbereich des Ortes als gemischte Baufläche dar-
gestellt. 

Im Rahmen einer ersten Änderung erfolgte eine städtebauliche Neuordnung von Bauflächen im 
Geltungsbereich der Satzung. 

Planungsziel der 2. Änderung ist es, für eine vorhandene Baulandreservefläche im Innenbereich 
(Änderung) und ein direkt an den im Zusammenhang bebauten Ortsteil angrenzendes Grundstück 
(Ergänzung) Baurecht zu schaffen. Die Verfügbarkeit des Grundstückes im Innenbereich resultiert 
aus der geplanten Neugestaltung der Verkehrsflächen im Ort. Durch den Wegfall der provisori-
schen Wendeschleife auf dem potenziellen Baugrundstück besteht die Möglichkeit einer baulichen 
Nachnutzung mittels Schließung einer Baulücke im klargestellten Innenbereich. Für diese Fläche 
besteht insofern gem. § 34 Abs. 5 BauGB kein Anlass zur Durchführung einer Umweltprüfung, 
respektive zur Anwendung der Eingriffsregelung, zumal die in diesem Bereich stehenden, nach 
§ 18 NatSchAG M-V geschützten Einzelbäume zur Erhaltung festgesetzt sind. 

Mit der Einbeziehung des Grundstückes in nordöstlicher Ortsrandlage wird eine ursprüngliche Pla-
nungsabsicht der Gemeinde umgesetzt. Das Grundstück liegt am Ende der Dorfstraße und rundet 
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil gegenüber dem Außenbereich ab. Für diese Fläche 
besteht nach § 34 Abs. 5 BauGB die Pflicht zur Auseinandersetzung mit den umweltprüfungsrele-
vanten Schutzgütern einschließlich der Kompensation des Eingriffs in Natur und Landschaft. 

Die nachfolgenden Ausführungen legen insofern den Fokus auf den Bereich 2 (Ergänzung). 
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2. Lage und Kurzcharakterisierung des Standortes 
Das Planungsgebiet liegt im Landkreis Nordwestmecklenburg, in der Gemeinde Hornstorf westlich 
Wismar in der Ortslage Rüggow, siehe Abb. 1. 

Abbildung 1: Übersicht über die Lage der Vorhabenfläche (roter Kreis). Quelle: Kartenportal Umwelt M-V 2019. 

Die nachfolgenden Abbildungen zeigen Ausschnitte aus der Planzeichnung des Satzungsentwurfs. 
Für Bereich 1 entfällt, wie vorab ausgeführt, die Auseinandersetzung mit den umweltrelevanten 
Schutzgütern, da hier aufgrund der innerörtlichen Lage und Vorbelastung als Wendeschleife erheb-
liche Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden können. 

Gleiches gilt zusätzlich auch für Bereich 2 im Hinblick auf die etwaige Betroffenheit von nationalen 
oder internationalen Schutzgebieten. Diese liegen > 3 km entfernt westlich und nördlich des Plan-
gebiets. Entfernungsbedingt sind ausgehend von den Satzungsinhalten keine umwelterheblichen 
Wirkungen auf die umgebende Schutzgebietskulisse zu erwarten. 

Auch in Bezug auf gesetzlich geschützte Biotope bleiben die Inhalte der Satzung ohne Relevanz. 
Gesetzlich geschützte Biotope liegen deutlich außerhalb des Geltungsbereichs (Abb. 5) und blei-
ben insofern von den Planungsinhalten unberührt. 
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Abbildung 2: Übersichtsplan. Quelle: BAB Wismar 2019. 
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Abbildung 3: Auszug Planzeichnung. Quelle: BAB Wismar 2019. 
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Abbildung 4: Plangebiet (Pfeil) im Kontext umgebender Schutzgebiete. Kartengrundlage: Kartenportal Umwelt MV 2019. 

Abbildung 5: Bereich 1 und 2 (gelb) im Kontext umgebender Biotope. Kartengrundlage: Kartenportal Umwelt MV 2019. 
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3. Besonderer Artenschutz 
Bei der Beseitigung des in der Planfläche Bereich 2 vorhandenen Gehölzbestandes ist zur Vermei-
dung artenschutzrechtlicher Verbote im Sinne von § 44 BNatSchG die Beachtung der Regelungen 
von § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG erforderlich. Hiernach gilt: 

„Es ist verboten, 

(…) 

2. Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten 
Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. 
März bis zum 30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen; zulässig 
sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur 
Gesunderhaltung von Bäumen, (…)“ 

In die Satzung ist daher folgende Bauzeitenregelung aufzunehmen: 

Eine Beseitigung von Gehölzen und die Baufeldfreimachung dürfen nur im Zeitraum zwischen 01. 
Oktober und 28. Februar durchgeführt werden (siehe § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). Ausnahmen 
sind zulässig, sofern ein gutachterlicher Nachweis durch den Verursacher erbracht wird und Ver-
botstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG auszuschließen sind. Hierfür ist die Zustimmung der 
zuständigen Behörde, hier UNB, notwendig. 

4. Ermittlung der planbezogenen Wirkungen gem. Eingriffsregelung 

Abbildung 6: Luftbild, gelb=Planfläche Bereich 2, Kartengrundlage: GeoPortal MV 2019. 

Die Umsetzung der Satzungsinhalte führt zu eingriffsrelevanten Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft. Dieser Sachverhalt wird nachfolgend unter Heranziehung der Methodik „Hinweise zur 
Eingriffsregelung in M-V“ (HZE M-V) untermauert. 
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Die vorgenannte Methodik verfolgt den biotopbezogenen Ansatz bei der Ermittlung von Eingriffen. 
Ausschlaggebend ist dabei die anteilige Größe der jeweils betroffenen Biotoptypen. Deren ökologi-
sche Wertigkeit fließt in die Bewertung der Intensität des Eingriffs und die Bemessung des daraus 
resultierenden Kompensationsbedarfs ein. 

Insgesamt hat der Plangeltungsbereich 2 eine Größe von ca. 50 m x 45 m = 2.250 m². Die Pla-
nung orientiert sich am Umfeld, zulässig ist laut Festsetzung daher eine maximale Überbauung von 
30% auf der Grundstücksfläche (Plangeltungsbereich 2). Damit können maximal 675 m² real be-
baut werden. Die Errichtung eines Wohngebäudes ist hierbei auf den ca. 20 m x 35 m messenden 
Bereich innerhalb der festgesetzten Baugrenze begrenzt. 

Die betreffende Fläche des Bereiches 2 grenzt zweiseitig an Wohnbebauung an. Die anthropogene 
Nutzung als ehemaliger Haus-/Obstgarten und Freizeitfläche ist vor Ort erkennbar. Der Eingriff 
erfolgt hier in die Biotoptypen PHX-PWX Siedlungsgehölz heimischer Gehölz- bzw. Baumarten so-
wie RHU – Ruderale Staudenflur frischer bis trockener Mineralstandorte. 

Abbildung 7: Verwilderter Obstgarten im Bereich des festgesetzten Baufensters des Bereichs 2. Foto: SLF 09.05.2019.  

Der Biotoptyp PHX besitzt nach Anlage 3 HZE M-V 2018 in den Kategorien „Regenerationsfähig-
keit“ und „Gefährdung“ die Wertstufe 1. 

Der Biotoptyp PWX besitzt nach Anlage 3 HZE M-V 2018 in der Kategorie „Regenerationsfähig-
keit“ je nach Ausprägung die Wertstufe 1 - 2 und in der Kategorie „Gefährdung“ die Wertstufe 1. 

Der Biotoptyp RHU besitzt nach Anlage 3 HZE M-V 2018 in der Kategorie „Regenerationsfähig-
keit“ die Wertstufe 2 und in der Kategorie „Gefährdung“ die Wertstufe 1.  

Da durch Nutzungsaufgabe des ehemaligen Obstgartens eine klare Trennung der betreffenden 
Biotoptypen nicht mehr möglich ist, wird zur Ermittlung des Eingriffs die höhere Wertstufe 2 und 
somit ein Biotopwert von 3 (vgl. Tab. 1) zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs gewählt. 
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Tabelle 1: Zusammenhang zwischen Wertstufe und Biotopwert nach HZE M-V 2018. 

Aus der möglichen Vollversiegelung ergibt sich ein Zuschlag von 0,5 und für eine mögliche Teil-
versiegelung ein Zuschlag von 0,2. Da auf allen überbaubaren Flächen grundsätzlich eine Vollver-
siegelung möglich ist, wird der Zuschlag generell mit 0,5 angesetzt. 

Da für die betroffene Fläche ein Abstand < 100 m zu vorhandenen Störquellen (Straße, Wohnbe-
bauung) besteht, wird gem. Kap. 2.2 HZE MV 2018 ein Lagefaktor von 0,75 angesetzt. Die Be-
rechnung des Eingriffsäquivalents für die Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung ergibt sich aus 
folgender Formel: 

Nachfolgende Tabelle gibt den Flächenverbrauch und das entsprechende Flächenäquivalent für 
die Kompensation wieder. 

Tabelle 2: Ermittlung des Eingriffsflächenäquivalents nach HZE MV 2018. 

Das Eingriffsflächenäquivalent für die Biotopbeseitigung bzw. Biotopveränderung einschl. Versiege-
lungszuschlag beträgt 1.856 m². 

5. Kompensation und Eingriffsbilanz 
Der Umfang des Kompensationsäquivalentes von 1.856 m² wird voraussichtlich per Inanspruch-
nahme eines in der vom Eingriff betroffenen Landschaftszone 1 Ostseeküstenland existierenden 
Ökokontos, voraussichtlich NPA-VP-001 Ökopool Lüßvitz-Unrow, kompensiert. Mit einer aktuellen 
Gesamtkapazität von 377.927 m² KFÄ übersteigt dieses den Bedarf von 1.856 m² EFÄ um ein 
Vielfaches, so dass eine Vollkompensation des Eingriffs in jedem Fall möglich ist. 

Bereich 2

Satzung

Rüggow

Baufläche 

max. in m² Biotoptypen

Biotop-

wert

Lage-

faktor

EFÄ (m²) 

Biotobesei-

tigung

Zuschlag 

Vollversie-

gelung

EFÄ 

Versiege-

lung

675 PHX-PWX-RHU 3 0,75 1519 0,5 337,5 1856

Biotopverlust Versiegelung

EFÄ (m²) 

gesamt
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 Die 2. Änderung/Ergänzung der Entwicklungssatzung  Nr. 1 „Ortsteil Rüggow “ 
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2. Änderung/Ergänzung der Entwicklungssatzung Nr. 1 " Ortsteil Rüggow ", Gemeinde Hornstorf
gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB

Planzeichnung, 
Gemeinde        Hornstorf
Gemarkung      Rüggow
Flur                   2

Rüggow

M 1 : 1000

 

umfasst das Gebiet, das innerhalb der im Lageplan  
Abgrenzungslinie liegt. 

39
3

T III

künftig fortfallend

 

 Planzeichenerklärung 
 
  Geltu

 
  Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
  der 2.Änderung/Ergänzung (Abgrenzungslinie)  
      § 9 (7) BauGB 
 

 Baugrenze   § 9 (1) Nr. 2 BauGB 

 
   nur Einzel - und Doppelhäuser zulässig 
 
   vorh. Flurstückgrenze 
 
 z.B.      30           Nr. des Flurstückes 

 
 z.B.      3 Maßlinien mit Maßangabe 

 
   öffentl. Verkehrsraum 

 
   Erhaltung: Bäume 
 
 

ngsbereich der rechtskräftigen Entwicklungssatzung

Geltungsbereich
 Entwicklungssatzung Nr. 1  

"Ortsteil Rüggow"

Geltungsbereich

 Bereich 1 - Änderung 

 Bereich 2 - Ergänzung

"Ortsteil Rüggow"
einschließlich der 1. Änderung/Ergänzung 

- mit Darstellung des Bereiches 1 und 2 der 2. Änderung/Ergänzung - 

Rüggow

Übersichtsplan der rechtsverbindlichen Entwicklungssatzung Nr. 1 

B 10
5

    
  R

ostock    
    

    
    

    W
ismar   

     
    

  der 1. Änderung/Ergänzung  

 

Textliche Hinw
 

Ausgleichs
Die Umsetzung d
Die Kompensation des Kompensa
 
Bauz  
Eine Beseitigung von Gehölzen u  
Nach  
 
Altlast
Eventuell anfalle
Aufbereitungsanl  
Ausgasungen, R
§§ 2 und 3 d  
(BGBl. I S. 466
 
Bode  
Werden bei Erda   
behörde zu b    
hierfür die Entde  
Der Beginn de  
dass Mitarbeiter     
dokumentieren.  
 
Trink  
Das Änderungsg  
Das     
Nutzungsbeschränkungen zu berücksi  

tions äquivalentes erfolgt durch die Inanspruchnah me eines in der vom Eingriff betrof fenen Landschaftszone 1 „Ostseeküstenland“ existierenden Ökokontos. 

nd die Baufeldfreimachung dürfen  nur im Zeitraum  zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar  durchgeführt werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern ein gutachterlicher
weis durch den Verursacher erbracht wird un d  Verbotstatbestände des § 44 Abs.1 BNatSchG auszuschließen sind. Hierfür ist die Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde notwendig. 

eise 
maßnahmen außerhalb des Plangebietes  

er Satzungsinhalte  im Bereich 2 – Ergänzung-  ist mit folgendem unvermeidbaren Eingriff und Kompensationsbedarf  verbunden: 1856 m² EFÄ  

eitenregelung

problematik  
nder Bauschutt und Bodenaushub ist entsprechend seiner Beschaffenheit sach- und umweltgerecht nach den gesetz lichen Bestimmungen zu entsorgen (nur auf zugelassenen Deponien,  
agen usw.). Werden bei Bauarbeiten Anzeichen fü  r bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes, wie abartiger Geruch, anormale  Färbung, Austr itt von verunreinigten Flüssigkeiten,
este alter Ablagerungen (Hausmüll , gewer bliche Abfälle etc.) angetroffen, ist der  Grundstücksbesit zer als Abfallbesitzer zur ordnungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubes nach  

es Gesetzes über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Abfallgesetz - AbfG) vom 27.8.1986 BGBl I S. 1410, ber. S. 1501, zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2
) verpflichtet. 

ndenkmale
rbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist gem. § 11 DSchG M-V (GVBl. Mecklenburg-Vorpommern Nr. 23 vom 8.12.1993, S. 975 ff.) die zuständige untere Denkma lschutz-

enachrichtigen und der Fund  und die Fundstelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Kultur und Denk malpflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erha ten. Verantl wortlich sind 
cker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Ve ach Zugang der Anzeige. 

r Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde  und dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege spätestens 4 Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten,  
oder Beauftragte des Landesamte s für Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbe

2.April 1993 

rpflichtung erlischt 5 Werktage n

iten zugegen sein können und evt l. auftretende Funde gem. §11 DSchG M-V unverzüglich bergen und

ebiet befindet sic

Dadurch we den r Verzögerungen der Baumaßnahmen vermieden.

wasserschutzzone
h innerhalb der Trinkwasserschutzzone TWSZ III der Wasserfassung Wismar- Friedrichshof (künftig fortfallend). 

Plangebiet befindet sich in den beantragten Wasserschutzgebieten der weiteren Trink wasserschutzzone IIIB der Wasserfassung Friedrichshof. Bei Planungen allen sind die sich daraus ergebenen
chtigen. Bei der Planung und Errichtung der Straßen sind die Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag) einzuhalten. 

 

2. Änderung/Ergänzung der  
Entwicklungssatzung Nr. 1 „ Ortsteil Rüggow “,  

Gemeinde Hornstorf 
 

 Präambel: 
 

Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  
(BGBI. I S. 3634), einschließlich aller rechtskräftigen Änderungen, sowie aufgrund des § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 18.04.2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschließlich aller 
rechtskräftigen Änderungen, wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom                    folgende  
2. Änderung/Ergänzung der Entwicklungssatzung Nr. 1 „ Ortsteil Rüggow “, Gemarkung Rüggow, Flur 2, Flurstück-Nr. 39/3  und teilweise  
von Flurstück- Nr. 30 und 40/2, bestehend aus Planzeichnung mit Planzeichenerklärung und den Inhaltlichen Festsetzungen, erlassen. 

 

 Verfahrensvermerke: 
 

1. 
 

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom
 
Hornstorf , den                                                                                                                                                 Der Bürgermeister  
 

 

2. 
 

Die Gemeindevertretung hat am
gebilligt und gemäß   
 
Hornstorf , den                                      Der Bürgermeister  
 

 

3. 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben  
vom 27.11.2019  zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.  
 
Hornstorf , den                                       Der Bürgerme  
 

 

4. 
 

Der Entwurf 
Festsetzungen      
§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.  
Die öffentliche Auslegung ist mit den Hinweisen, 
oder zur Niederschrift vorgebracht werden können und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
Beschlussfassung der Satzung unberücksichtigt bleiben können,     
an den Bekanntmachungstafeln  
 

Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage des Amtes Neuburg   
http://www.amt
 
Hornstorf , den                                       Der Bürgermeister  
 

 

5. 
 

Die Gemeindevertretung hat die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am                        geprüft.   
 
Hornstorf , den                                       Der Bürgermeister  
 

 

6. 
 

Die 2. Änderung  
am                        von der Gemeindevertretung als Satzung beschlossen.   
Die Begründung wurde am                        von der Gemeindevert  
 
Hornstorf , den                                       Der Bürgermeister  
 

 

7. 
 

Die  2. Änderung/Ergänzung der Entwicklungssatzung
hiermit 
 
Hornstorf , den                                       Der Bürgermeister  
 

 

8. 
 

Der Beschluss über die  
Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden   
in der Zeit vom                    bis zum                      durch Aushang   
 

Zusätzlich erfolgte die Bekanntmachung auf der Homepage des Amtes  
http://www.amt -neuburg.de  . 
 

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens  
Abwägung sowie auf die 
ansprüchen (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) hingewiesen worden.  
 

Die Satzung  
 
Hornstor                                      Der Bürgermeister  
 

 

 

Gemeinde Hornstorf 
Landkreis Nordwestmecklenburg 

 

2. Änderung/Ergänzung der 
Entwicklungssatzung Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“  

 

gemäß § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB 
 
 

                Entwurf              Stand: 28.04.2020  
 
 

 23.05.2019 .  

 17.10.2019 den Entwurf der  2. Änderung  /Ergänzung der Entwicklungssatzung  mit Begründung 
§ 3 Abs. 2 BauGB zur öffentlichen Auslegung bestimmt.

ister

über  die 2 . Änderung/Ergänzung der Entwicklungssatzung, bestehend aus Planzeichnung und Inhaltlichen 
sowie die Begründung haben in der Zeit vom 09.12.2019 bis zum 15.01.2020 während der Dienststunden nach 

dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich 

in der Zeit vom 21.11.2019 bis zum 06.12.2019 durch Aushang 
bekanntgemacht worden.

-neuburg.de  . 

Öffentlichkeit sowie die Stellungnahmen der 
Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

/Ergänzung der Entwicklungssatzung bestehend aus Planzeichnung und Inhaltlichen Festsetzungen

retung gebilligt.

, bestehend aus Planzeichnung und den Inhaltlichen Festsetzungen

2. Änderung /Ergänzung der Entwicklungssatzung Nr. 1 „Ortsteil Rüggow“ sowie die Stelle, bei der der 

Neuburg unter der Internetadresse

- und Formschriften und von Mängeln der 
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungs -

ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.

f, den  

bei der 

unter der Internetadresse

 , wurde 

, wird 
ausgefertigt.  

kann und über Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind 
an den Bekanntmachungstafeln ortsüblich gemacht worden. 

H/B = 350 / 770 (0.27m²)
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1.  Grundlagen der Planung/Aufstellungsverfahren 
 
Folgende Gesetze und Rechtsverordnungen bilden die Grundlagen für die Aufstellung der   
2. Änderung/ Ergänzung der Entwicklungssatzung Nr. 1 „OT Rüggow“: 
 
- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November    
  2017 (BGBl. I   S. 3634) einschließlich aller zum Zeitpunkt der Beschlussfassung  
  rechtskräftigen Änderungen,  
 
- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der  
  Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 344) einschließlich aller zum    
  Zeitpunkt der Beschlussfassung rechtskräftigen Änderungen  
 
Kartengrundlage ist die Flurkarte des Katasteramtes. 
 
 
2.  Geltungsbereich der Änderung/Ergänzung 
 
Gemeinde  Hornstorf 
Gemarkung  Rüggow, Flur 2 
 
Der Bereich der 2. Änderung/Ergänzung umfasst eine Baulandreserve im Innenbereich  
(Flurstück 39/3) und eine direkt an den im Zusammenhang bebauten Ortsteil angrenzende  
Erweiterungsfläche (Flurstück 30) in östlicher Ortsrandlage von Rüggow. 
                                                                      
 
3. Zielstellung und Grundsätze der Änderungsplanung 
 
Die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur städtebaulichen Entwicklung des Ortsteiles 
Rüggow wurden im Jahr 2003 mit Aufstellung einer Entwicklungssatzung geschaffen. Im 
Flächennutzungsplan ist der im Zusammenhang bebaute Siedlungsbereich des Ortes als 
gemischte Baufläche dargestellt. 
 

 
 
Im Rahmen einer ersten Änderung erfolgte eine städtebauliche Neuordnung von Bauflächen 
im Geltungsbereich der Satzung. 
Planungsziel der 2. Änderung ist es, für eine vorhandene Baulandreservefläche im 
Innenbereich ( Änderung ) und ein direkt an den im Zusammenhang bebauten Ortsteil 
angrenzendes Grundstück ( Ergänzung ) Baurecht zu schaffen. Die Verfügbarkeit des 
Grundstückes im Innenbereich resultiert aus der geplanten Neugestaltung der 
Verkehrsflächen im Ort. Durch den Wegfall der provisorische Wendeschleife auf dem 
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potenziellen Baugrundstück besteht die Möglichkeit einer baulichen Nachnutzung. Die 
Schließung der Baulücke wird die städtebauliche Struktur verbessern und zur positiven 
Gestaltung des Ortsbildes beitragen. 
Mit der Einbeziehung des Grundstückes in nordöstlicher Ortsrandlage wird eine 
ursprüngliche Planungsabsicht der Gemeinde umgesetzt. Das Grundstück liegt am Ende der 
Dorfstraße und rundet den im Zusammenhang bebauten Ortsteil gegenüber dem 
Außenbereich städtebaulich sinnvoll ab. Die Nichteinbeziehung in die Ursprungsplanung 
hatte keine städtebaulichen Aspekte, sondern wurde mit dem Abwarten auf die bauliche 
Gesamtentwicklung im Ort begründet. Die Feststellung des derzeitigen Entwicklungsstandes 
rechtfertigt die Einbeziehung zum heutigen Zeitpunkt. 
 
 

4.  Festsetzungen 
 
4.1.  Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
Die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb des Geltungsbereiches der Satzung richtet sich 
grundsätzlich nach § 34 Absatz 1 und 2 des Baugesetzbuches (BauGB). 
Ein Vorhaben ist dann zulässig, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 
Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
Einzelne Festsetzungen sind gemäß § 9 Abs. 1 in der Planzeichnung sowie im Text der 
Satzung getroffen worden und nehmen Bezug auf die angrenzende Bebauung. 
 
 
4.2.  Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die Beurteilung von Bauvorhaben richtet sich nach dem Prinzip des Einfügens in die 
Eigenart der näheren Umgebung gemäß  § 34 BauGB. Zur Sicherstellung der Bebauung im 
Rahmen der vorhandenen städtebaulichen Strukturen werden einzelne Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung und der Bauweise getroffen. Hierzu gehört die Festsetzung der 
überbaubaren Grundstücksfläche auf dem Flurstück Nr. 30, die durch Baugrenzen bestimmt 
ist. Da für das Flurstück 39/3 die Prägung der Umgebungsbebauung der angrenzenden 
Baugrundstücke ausreicht, um eine Bebauung auf diesem Baugrundstück einzugliedern, 
wurde in diesem Bereich auf die Festsetzung von Baugrenzen verzichtet. 
Die Errichtung von Nebenanlagen sowie bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den 
Abstandsflächen zugelassen werden, sind auch auf den nichtüberbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
 
 
5.  Erschließung 
 
5.1.  Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
 
Das Änderungsgebiet befindet sich derzeit noch innerhalb der Trinkwasserschutzzone TWSZ 
III der Wasserfassung Wismar-Friedrichshof, zukünftig ist aber eine Herauslösung des 
Änderungsbereiches aus der Schutzzone geplant. 
In der Ortslage Rüggow besteht Anschlussmöglichkeit an die betriebsfertigen Anlagen 
(Wasserversorgungsleitung d 110 PE und Abwasserdruckleitung DN 80 PVC) in der 
Dorfstraße. 
Im nordöstlichen Bereich des Flurstückes 39/3 queren die beiden öffentlichen Leitungen das 
Grundstück. Hier befinden sich bereits vorverlegte Grundstücksanschlüsse an die 
Abwasserdruckleitung. Da der Ausbau der Dorfstraße unter Einbeziehung des 
Flurstückanteils aus dem Flurstück 39/3, der von diesen Leitungen gequert wird, erfolgt, 
befinden sich die beiden vorhandenen Leitungen künftig im öffentlichen Bereich des 
Straßenflurstückes. 
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Die Trassen der öffentlichen Leitungen sind von Bebauung und Bepflanzung freizuhalten.  
Seitliche Mindestabstände von 2,50 m sind einzuhalten. Auch die Überdeckung dieser 
Leitungen darf nicht verändert werden (keine Aufschüttung oder Bodenabtrag). 
 
Der Anschluss an das vorhandene System ist mit dem Zweckverband abzustimmen. 
Neuverlegungen erfolgen grundsätzlich im öffentlichen Bereich. 
 
 
5.2.   Regenwasserableitung 
 
Im Zuge des Straßenneubaus im Ortsteil Rüggow erfolgt die zentrale Neuverlegung einer 
öffentlichen Regenwasserkanalisation zur Ableitung des auf den Verkehrsflächen und 
Baugrundstücken anfallenden Niederschlagswassers.  
Mit der Erfassung und zentralen Ableitung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die 
örtlichen Bodenverhältnisse nur bedingt eine Versickerung des Oberflächenwassers 
ermöglichen. 
Die Nutzung des Regenwassers als Brauchwasser bleibt von dieser Ableitungspflicht 
ausgenommen. 
 
Niederschlagswasser, welches von unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleigedeckten 
Dachflächen abfließt, gilt als belastet. Aus diesem Grund sollte die Verwendung von 
unbeschichteten Metalldachflächen mit den Festsetzungen verboten werden. Einträge von 
belastetem Niederschlagswasser in das Grundwasser sind grundsätzlich auszuschließen. 
 
 
5.3.  Energie 
 
Notwendige Maßnahmen zur Energieversorgung sind im Rahmen der Erschließungsplanung 
zu berücksichtigen und in Abstimmung mit dem zuständigen Versorgungsunternehmen zu 
koordinieren. 
Für einen eventuell weiteren Anschluss an das Versorgungsnetz ist eine Erweiterung der 
Stromverteilungsanlagen der e.dis erforderlich. Zur weiteren Beurteilung des Standortes, 
insbesondere zur Einschätzung der Aufwendungen für die künftige Stromversorgung ist 
rechtzeitig ein Antrag mit folgenden Informationen an den Versorgungsträger: 

- Lage- bzw. Bebauungsplan, vorzugsweise im Maßstab 1 : 500; 
- Erschließungsbeginn und zeitlicher Bauablauf; 
- Versorgungsstruktur und Leistungsbedarf; 
- vorgesehene Ausbaustufen mit zeitlicher Einordnung, insbesondere Baustrombedarf 

 
Um einen sicheren Netzbetrieb und eine schnelle Störungsbeseitigung zu gewährleisten, ist 
darauf zu achten, die Leitungstrassen von Baumbepflanzungen freizuhalten. Im Rahmen der 
konkreten Planung von Pflanzmaßnahmen im Bereich elektrischen Anlagen ist eine 
entsprechende Abstimmung mit dem Versorgungsträger erforderlich.  
Zu den vorhandenen elektrischen Betriebsmitteln sind grundsätzlich Abstände nach DIN 
VDE 0100 und DIN VDE 0101 einzuhalten. Vorhandene und in Betrieb befindliche Kabel 
dürfen weder freigelegt noch überbaut werden. Zur Gewährleistung der geforderten 
Mindesteingrabetiefen sind Abtragungen der Oberfläche nicht zulässig. In Kabelnähe ist 
Handschachtung erforderlich. 
 
 
5.4.  Gasversorgung 
 
Der verantwortliche Gasnetzbetreiber ist die Strom- und Gasnetz Wismar GmbH (SGW). Im 
relevanten Bereich sind aktuell noch keine Gasversorgungsleitungen vorhanden, eine  
Gasnetzerweiterung wird derzeit jedoch im Zuge der Erschließungsmaßnahmen im Ortsteil 
Rüggow realisiert. 
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5.5  Fernmeldetechnische Versorgung 
 
Zur fernmeldetechnischen Versorgung ist eine Erstverlegung erforderlich, die frühzeitig mit 
der Telekom abzustimmen ist. 
 
 
5.6.  Anschluss an die Verkehrsflächen 
 
Die verkehrliche Erschließung der vorhandenen und geplanten Erschließung ist durch den 
Anschluss an das örtliche Straßennetz gewährleistet. 
Die zur Bebauung vorgesehenen Grundstücke befinden sich unmittelbar an der Dorfstraße. 
Durch den Wegfall der provisorischen Wendeschleife auf dem potenziellen Baugrundstück 
(Flurstück 39/3) besteht die Möglichkeit einer baulichen Nachnutzung. 
 
 
6.  Altlasten/ Abfallentsorgung 
  
Altlasten sind dem Planungsträger nicht bekannt. Anfallender Bauschutt und Bodenaushub 
ist entsprechend seiner Beschaffenheit sach- und umweltgerecht nach den gesetzlichen 
Bestimmungen zu entsorgen. (nur auf zugelassenen Deponien, Aufbereitungsanlagen usw.) 
Wohngrundstücke sind an die andienungspflichtige Abfallentsorgung des Landkreises 
anzuschließen. 
Von Grundstücken, die nicht unmittelbar an einer für Sammelfahrzeuge befahrbaren Straße 
liegen, müssen Abfallbehälter und sonstiger zur Abholung bereitzustellender Abfall vom 
Anschlusspflichtigen bis zur nächsten befahrbaren Straße gebracht werden. 
 
 
7.  Bodendenkmale 
 
Vorhandene Bodendenkmale sind dem Planungsträger nicht bekannt. Werden bei 
Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt, ist gem. § 11 DSchG M-V  
(GVbl. Mecklenburg- Vorpommern Nr. 23 vom 28.12.1993, S. 975 ff.) die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 
Eintreffen des Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege oder dessen Vertreter in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür die Entdecker, der Leiter der 
Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 
 
Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde und dem Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege spätestens 4 Wochen vor Termin schriftlich und verbindlich 
mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und evtl. auftretende 
Funde gem. § 11 DSchG M-V unverzüglich bergen und dokumentieren. Dadurch werden 
Verzögerungen der Baumaßnahme vermieden. 
 
 
8.   Gewässerschutz 
 
Auf die Einhaltung der Verbote und Nutzungsbeschränkungen der Verordnung des 
WSG Wismar Friedrichshof wird hingewiesen. Verboten sind die unterirdische Lagerung 
von wassergefährdenden Stoffen der Gefährdungsstufe C, D nach der AwSV und 
Erdwärmesonden. LAU-Anlagen (Lagerung, Abfüllen und Umschlagen von wassergefähr-
denden Stoffen) haben auf der Grundlage des § 62 WHG i.V. mit der AwSV so zu erfolgen, 
dass eine Gefährdung des Grund- und Oberflächenwassers nicht zu besorgen ist. 
Prüfpflichtige Anlagen nach AwSV sind bei der unteren Wasserbehörde anzeigepflichtig. 
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Mit den Bauarbeiten sind auf dem Grundstück eventuell vorhandene Drainageleitungen und 
sonstige Vorflutleitungen in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhalten bzw. wiederherzustellen. 
Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufschlüsse (auch Flächenkollektoren für 
Wärmepumpen) notwendig, mit denen unmittelbar bzw. mittelbar auf die Bewegung oder die 
Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt wird, sind diese gemäß § 49 Abs. 1 des WHG 
sechs Wochen vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso 
für eventuell notwendige Grundwasserabsenkungen während der Baumaßnahmen zu. 
Der natürliche Abfluss wild abfließenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstück darf 
nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden bzw. zum Nachteil 
eines tiefer liegenden Grundstückes verstärkt oder auf andere Weise verändert werden. 
Die nordöstlich an Rüggow angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen fallen von Nordost 
nach Südwest mit einer Höhendifferenz von ca. 5 Meter ab. 
Zum Schutz der angrenzenden Grundstücke ist es wichtig, Wasser aus Außengebieten 
möglichst am Zufluss zu den überplanten Grundstücke zu hindern. Das kann durch 
Retentionsmaßnahmen in den Außengebieten oder durch Dämme oder Gräben um das 
Gebiet erfolgen. 
An Hängen sollte wegen der größeren Fließgeschwindigkeiten des fließenden Wassers 
außerdem auf spezielle Einlaufvorrichtungen und Bewirtschaftungsweisen geachtet werden.  
In Rüggow befindet sich das Gewässer II. Ordnung 11:0:6/2/2, welches sich in der 
Unterhaltungspflicht des Wasser- und Bodenverbandes (WBV) „Wallensteingraben- Küste“ 
befindet. Im Bereich der Dorfstraße und in Weiterführung auf privatem Grundstück ist der 
Abschnitt verrohrt. Beidseitig des Gewässers (auch in verrohrten Bereichen) ist als bau- 
planungsrechtliche Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ein mindestens 5 m breiter 
Schutzstreifen als Gewässerrandstreifen (Fläche zum Schutz, Pflege und Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft) auszuweisen. Alternativ sind entsprechende Dienstbarkeiten 
bzw. Verträge zur Unterhaltung erforderlich. 
Mit der Errichtung der geplanten zentralen Niederschlagsentwässerung ist die Umverlegung 
der Gewässerverrohrung vorgesehen. Sie stellt einen Gewässerausbau dar. 
Die Herstellung, Beseitigung oder wesentliche Umgestaltung von Gewässern oder seiner 
Ufer bedarf der Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens bzw. einer 
Plangenehmigung (§ 68 WHG). Zuständig für den Gewässerausbau ist die Gemeinde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gebilligt durch Beschluss der GV am:               Der Bürgermeister 
Ausgefertigt am: 
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